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BUNDESSOZIALGERICHT 
 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 
 
 
 
 

Az:  B 2 U 350/06 B 

 

 

 
..................................................................., 
 
 

Klägerin und Beschwerdeführerin, 
 
Prozessbevollmächtigte:   .................................................., 

 
 
 
 

g e g e n 
 
 
Berufsgenossenschaft für Gesundheitsdienst und Wohlfahrtspflege, 
Pappelallee 35/37, 22089 Hamburg, 
 

Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 

 

Der 2. Senat des Bundessozialgerichts hat am 30. Januar 2007 durch den 

Vorsitzenden Richter   S t e e g e   sowie die Richter   K r u s c h i n s k y  

und   Dr.  B e c k e r 

beschlossen: 

 

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des Landes-

sozialgerichts Hamburg vom 27. Juni 2006 wird als unzulässig verworfen. 

 

Kosten sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Die gegen die Nichtzulassung der Revision im angefochtenen Urteil des Landessozialgerichts 

(LSG) gerichtete, auf den Zulassungsgrund der Divergenz gestützte Beschwerde ist unzulässig. 

Die dazu gegebene Begründung entspricht nicht der in § 160 Abs 2 und § 160a Abs 2 Satz 3 

des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) festgelegten Form. Nach der ständigen Rechtsprechung des 

Bundessozialgerichts (BSG) erfordern diese Vorschriften, dass der Zulassungsgrund schlüssig 

dargetan wird (BSG SozR 1500 § 160a Nr 34, 47 und 58; vgl hierzu auch Krasney/Udsching, 

Handbuch des sozialgerichtlichen Verfahrens, 4. Aufl, 2005, IX, RdNr 177 und 179 mwN). 

Daran mangelt es hier. 

 

Eine Abweichung iS des § 160 Abs 2 Nr 2 SGG ist für die Zulassung der Revision nur dann 

ausreichend begründet, wenn schlüssig erklärt wird, mit welchem genau bestimmten entschei-

dungserheblichem Rechtssatz das angegriffene Urteil des LSG von welcher genau bestimmten 

rechtlichen Aussage des BSG, des Gemeinsamen Senats der obersten Gerichtshöfe des Bun-

des oder des Bundesverfassungsgerichts abweicht (BSG SozR 1500 § 160a Nr 21, 29 und 54). 

Dazu genügt es nicht darzulegen, dass die angefochtene Entscheidung nicht den Kriterien ent-

spricht, die etwa das BSG aufgestellt hat, sondern es ist darzutun, dass das LSG diesen Krite-

rien ausdrücklich widersprochen, also andere rechtliche Maßstäbe entwickelt hat. Die Unrichtig-

keit einer Entscheidung im Einzelfall rechtfertigt nicht die Zulassung der Revision wegen Abwei-

chung (vgl Krasney/Udsching, aaO, RdNr 196 mwN; BSG Beschluss vom 28. September 1998 

- B 4 RA 200/97 B - HVBG-Info 1999, 3008; BSG SozR 1500 § 160a Nr 29; BSG Beschlüsse 

vom 18. Juli 2000 - B 2 U 160/00 B - und 18. September 2000 - B 2 U 244/00 B -). Zudem ist 

darzulegen, dass die Entscheidung des LSG auf der Abweichung beruht. 

 

Zwar hat die Klägerin unter zutreffender Darstellung der allgemeinen Voraussetzungen der Di-

vergenzrüge behauptet, das LSG weiche von der Entscheidung des BSG vom 31. Mai 2005 

- B 2 U 35/04 R - ab. Sie hat es aber bereits versäumt, dem Urteil des LSG einen Rechtssatz zu 

entnehmen und darzustellen. Vielmehr behauptet sie, dass das LSG den Einzelfall unrichtig 

entschieden habe. Dies kann, wie dargelegt, nicht zur Zulassung der Revision wegen 

Divergenz führen. Im Übrigen ist darauf hinzuweisen, dass das LSG eine rein 

einzelfallbezogene Entscheidung getroffen hat, indem es einen Sachverhalt, der 

möglicherweise unter dem Schutz der gesetzlichen Unfallversicherung gestanden haben 

könnte, als nicht erwiesen angesehen hat. 

 

Die Beschwerde ist daher als unzulässig zu verwerfen (§ 160a Abs 4 Satz 2 Halbs 2 iVm § 169 

SGG). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 SGG. 
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